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Nachstehend bringen wir
I . die durch die verfassunggebende Natlonalversammluag

beschlossene Berfassong vom ZI. März 1919, sowie
II . das Gesetz, betreffend die B- ltSabstimmung « der dt«

Verfassung vom 21 . Mär » 1919 und über die Fortdauer der

Vanonalversamlnrig vom 28. März ISIS , gernäß 8 ^ dieses Ge¬
setzes,

zur allgemeinen KenntmS .

Karlsruhe , den 29 . März ISIS .
Ministerium de» Innern .

I . B . : Weingärtner . vr . v . Nicolai .

Gesetz , die badische Verfassung betr .

Da » badische Volk

hat durch die am 5. Januar 1019 gewählte verfassunggebende
Nationalversammlung die nachstehend «

Nerfaflung vom 21. März 1019
betroffen .
I . Bon der Staatsgewalt , der StoatSform , den Staatsgrenze «

und der Regierung im allgemeinen .
§ 1 . Bade » ist eine demokratische Republik und bildet als

selbständiger Bundesstaat einen Bestandteil des Deutschen
Reichs .

§ 2 . Träger der Staatsgewalt ist das badische Volk.
Die Staatsgewalt betätigt sich in Gesetzgebung , Rechtspflege

und Bolljiehung und wird ausgeübt nach den Borschriften die-
ser Verfassung durch die stimmberechtigten Staatsbürger .

§ 3 . Stimmberechtigt sind diejenigen badischen Staatsbür¬
ger ohne Unterschied des Geschlechts , welche da« 20. Lebensjahr
bollendet und im Lande seit inindestens sechs Monaten ihren
Wohnsitz haben ; jedoch genügt der Wohnsitz zur Zeit der Wahl
oder Abstimmung sur diejenigen , welche das badische Staat «,
bürgerrecht seit mehr als sechs Monaten besitzen. Beamte
und Arbeiter in Staatsbetrieben , die ihren dienstlichen Wohn -
sitz außerhalb Badens haben , sowie die Angehörigen ihres
Hausstandes sind stimmberechtigt , wenn im übrigen die Vor »
Aussetzungen des Gesetzes be, ihnen vorliegen .

Für alle auf Grund dieser Versassung durch daS Volk vor -
zunehmenden Wahlen und Abstimmungen gilt das allgemeine ,
bleiche, geheime , unmittelbare Wahl - und Stimmrecht . Du
Ausübung des Wahl , und Stiinmrechts ist eine allgemein «
Argerpsucht .

Da » Wahl , und Stimmrecht ruht außer dem Falle der Aber -
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte durch rechtskräftiges
strafgerichtliches Urteil lediglich im Falle der Entmündigung
oder borläufigen Vormundschaft .

Alle Wahlberechtigten , die das 25. Lebensjahr vollendet ha »
bcn . sind wählbar .

Alle auf Grund dieser Verfassung durch das Volk vorzuneh »
menden Wahlen und Abstimmungen finden an gesetzlichen
Ruhelagen statt , jedoch nicht an den Hochiren Festtagen .

§ 4 . Die Landeshoheit unterliegt nur den aus der Reichs -
Verfassung sich ergebenden Beschränkungen .

Die Badische Republik verwaltet ihre militärischen Angele -
genheiten selbständig im Rahmen der Reichsgesetze .

Der Erwerb und Verlust des badischen Staatsbürgerrecht »
richtet sich nach den Reichsgesetzen .

§ 5 . Veränderungen im Bestände deS Staatsgebietes unter ,
liegen den für Verlanungsändeiungen vorgeseheucn Vorschriften

8 6 . Die Gesetzgebung wird ausgeübt teils durch das Volk
unmittelbar im Wege des Volksvorschlagsrechts ( Volksinitiative )
und der Volksabstimmung (Volksreserendum ) , teils durch die
vom Voll gewählte Volksvertretung (Landtag ) .

§ 7 . Die Rechtspflege wird ausgeübt durch die nach den
Reichs - und LandeSgesetzen bestellten Gerichte . Die Gerichte
sind unabhängig innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit .

§ 8. Die Vollziehung wird ausgeübt nach Maßgabe dieser
Verfassung durch daS Volt , den Landtag und das von diesem,
berufene Staatsministerium .

II . Staatsbürgerliche und politische Rechte der Baden « .
§ 0 . Alle Badener ohne Unterschied des Geschlechts sind vor

dem Gesetze gleich . Vorrechte des Standes , der Geburt oder
der Religion werden nicht anerkannt .

Z 10. Alle Badener ohne Unterschied tragen zu den offent >
liehen Lasten nach Matzgabe der Gesetze be, .

§ 11 . Die öffentlichen Ämter sind für alle dazu Befähigten
ohne Unterschied deS Geschlechts gleich zugänglich .

Für die Bes >A " ng der Rlchterstellen kommen nur solche Per »
sonen in Betracht , welche die in den Reichs - und LandeSgefet »
zen aufgestellten Bedingungen erfüllen . Im übrigen soll zu
jeder Beamtenstelle , ohne Rücksicht auf Lebens - und Dienst »
alter und Vorbildung , derjenige berufen werden , der hierzu
der befähigtste und würdigste in . Die Befähigung wird in der
Regel durch die gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen nachge»
wiesen .

Das Beamtengesetz gibt , soweit nicht diese Verfassung be»
sondere Bestimmungen enthält , die Vorschriften über die Ver »
leihung der öffentlichen Ämter , die Widerruflichkeit der An »
stellung und die Ansprüche der Beamten auf Ruhegehalt und
Hinterbliebenenverforgung .

§ 12 . Die Militär » und Hilfsdienstpflicht richtet sich nach
de» Reichsgesetzen .

§ 13 . Die persönliche Freiheit steht unter dem Schutze der
Verfassung .

Das Hausrecht ist unverletzlich . Hausdurchsuchungen sind
nur in den gesetzlich geregelten Fällen zulässig .

§ 14 . Das Eigentum steht unter dem Schutze der Berfas ,
suiig . Es ist beschränkt durch die Rücksicht auf die gemein -
wirtschaftlichen Interessen .

Niemand kann gezwungen werden , sein Eigentum zu öffent -
lichen Zwecken abzugeben , als nach Entscheidung des Staats -
Ministeriums und gegen Entschädigung . Über die Höhe der Ent¬
schädigung entscheiden die ordentlichen Gerichte . Das Näher «
bestimmt das Enteignungsgesetz .

Ob und unter welchen Voraussetzungen Privateigentum
zum Zwecke der Bewirtschaftung für die Allgemeinheit
dem Eigentümer ganz oder teilweise entzogen werden kann ,
fcirfd durch Gesetz bestimmt .

Die nach den vorstehenden Bestimmungen zu erlassenden
Gesetze bedürfet ', der für Verfassungsänderungen vorgeschriebe »
«en Mehrheit .

$ 15. Der Staat nimmt tn allen Lffentlichrechtlichen unv
privatrechurchen t-?tr « t »glelleu Recht vor de » zuitauoigen Ge -
richten .

Jede vom Staat gegen seine Gläubiger übernommene Ver »
Kindlichkeit ist unverletzlich

Die Amort :saNon «tasse »in » die EisenbahnschuldentilgungS »
kosse bleiben in ihre » Verfassungen erhatten .

§ 16 . Niemand darf in Strafsachen seinem ordentlichen
Richter entzöge ?« werden .

Niemand kann emder» al » auf Grund gesetzlicher Bestim »
lnung verhaftet anb länger al » 24 Stunden festgehalten wer¬
den, ohne von dem zuständigen Beamten über den Grund setner
Verhaftung vernommen zu werden .

Das Staatsminiirerium lann rechtskräftig erkannte Strafen
im Gnadenweg mildern oder nachlassei», aber nicht verschärfen .
Zu einer Niederschlagung anhängiger Strafverfahren bedarf
da« Staatsmimsierutm einer besonderen gesetzlichen Ermäch ,
tigpng .

§ 17 . Das Recht der freien Meinungsäußerung , inSbefon »
dere die Preßfreideit . sowie das Vereins - und Verfauim -
lungsrecht sind gewährleistet ! sie unterliegen den Reichs - und
Lnndeögesetzei ».

DaS KoalitionSrecht wird für jedermann anerkannt , inSbe »
sondere auch für tec Beamten , StaatSarbeiter . landwirtsch . "U
lichen Arbeiter und Dienstboten ; eS steht unter dem Schutze
der Versassung . Kür die Angehörigen der bewaffneten Mach »
gelten die besonderen Reichs « und Landesgesetze .

8 18 . Jeder LandeSeinwohner genießt der ungestörten Ge -
Wissensfreiheit und in Ansehung der Art seiner Gottesvereh -
rung des gleichen Schutzes .

Niemand , insbesondere auch kein Beamter oder Angehüri .
ger der bewaffneten Macht , darf zu einer kirchlichen Handlung
oder Feierlichkeit gezwungen oder an der Erfüllung seiner re»
ligiösen Pflichte » « rhiiider » werden .

Alle staatlich anerkannten kirchlichen und religiösen Gemein »
schaften sind rechtlich ftteichgeslellt Sie sind Körperschaften deS
öffentlichen Rechts und haben das Recht der Selbjibejteuerung
nach de » Landesgesetzen Sie ordnen und verwalten ihre An -
gelegenheiten frei und selbständig im Rahmen der allgemeinen
Staalsgesetze . Insbesondere werden die Kirchcnämlcr durch die
Kirchen selbst verliehen . Die ehemals landesherrlichen Patro -
nate sind ausgehoben ; ebenso die standes - und grundherrlichen
Patronate , soweit diese nicht nachweislich Privatpatronate sind.

Kirchliche und religiöse Gemeinschaften , die nach ihrer Ver -
sassuug und der Zadl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer
bieten und deren Ziele den Staatsgesetzen und der Sittlichkeit
nicht zuwider sind , müssen durch das StaatSministcrium al -!
Körperschaften de » ossentlichen Recht» im Sinne deS vorigen
Absatzes anerkannt werden .

Das Kirchengui und die Güter und Einkünfte der kirchlichen
Stiftungen , Unterricht »- und Wohltätigkeitsanstalten dürfen
ihren Zwecken und ihren bisherigen Verfügungsberechtigten
nicht entzogen werden .

§ 19 . Die Schul « lintersteht den Gesetzen und der Aufsicht
de» Staates .

Die Leitung de» Religionsunterricht » ist Sache der kirch.
lichen und religiöse » Gemeinschaften . Die Erteilung desselben
rich ' e ! sieh nach den Bestimmungen de» Schulgesetzes .

Kein Lehrer darf wider feine erklärte religiöse Überzeugung
zur Erteilung bat Religionsunterricht » oder zur Vornahme
kirchlicher Verrichtungen , kein Schüler gegen dir religiöse Uber -
zeugung der Erziehungsberechtigten zum Besuch deS Reli¬
gionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirchlichen Handlun »
gen gezwungen werden .

Niemand darf wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Ver -
einigung , deren Ziele den Staatsgesetzen und der Sittlichkeit
nicht zuwider sind , von dem Amt eine » Lehrer » oder einer
Lehrerin ausgeschlossen werden .

Zum Besuch der öffentlichen Volksschule sind alle Kinder
verpflichtet , soweit sie nicht eine höher « öffentliche Bildung »-
anstatt oder eine die Lehrziele solcher Anstalten verfolgende
nichtstaatliche Lehranstalt besuchen , oder wegen geistiger oder
körperlicher Leiden oder wegen sittlicher Verfehlungen vom
Schulbesuch auszuschließen sind . Neue nichtstaatliche Lehr -
anstalten für Vollsschulunterricht werden nicht mehr zuge¬
lassen .

Soweit der Besuch von nichtstaatlichen Lehranstalten durch
die Vorschrift de » vorigen Absatzes nicht ausgeschlossen ist, köu-
nen physische und juristische Personen solche Anstalten mit Ge -
nehmigung des StaatSministeriums errichten . Die Genehmi »
gung darf nicht versagt werden , wenn die gesetzlich hierfür all -
gemein aufgestellten Bedingungen erfüllt sind.

Der Unterricht in der Volk». und Fortbildungsschule ist un -
entgeltlich ; für minderbemitelte Schüler hat die Gemeinde die
erforderlichen Lernmittel zu beschaffen . Bei den öffentlichen
höheren Lehranstalten , einschließlich der Hochschulen und der
Fachschulen , ist d< r Unterricht für diejenigen unentgeltlich , di«
tüchtig und bedürftig find .

§ 20. Die Gemeinden , Gemeindeverbände und Kreise haben
das Recht der Selbstbestimmung und Selbstverwaltung inner -
halb der Schranken der Gesetze . Vor der gesetzlichen Regelung
sie berührender allgemeiner Fragen sind sie zu hören .

Eine Beschränkung in diesen Rechten oder eine Auferlegung
von Pflichten über bu derzeit bestehenden Gesetze hinaus kann
künftig nur unter Einhaltung der für Verfassungsänderungen
gegebenen Vorschriften beschlossen werden .

Die Gemeinden werden in ihrem dermaltgen Bestand ge-
währleistet . Die Vereinigung einer Gemeinde mit einer an -
deren kann durch Vereinbarung mit StaatSgenehmigung er¬
folgen , die Auslösung ein « Gemeinde , sowie die Bildung einer
neue » Gemeinde dagegen nur auf dem Wege de» Gesetze».

Die Wahl der Gemeindevertretung und Gemeindeverwal -
tung wird durch besonderes Gesetz geordnet unter Zugrunde -
legung des allgemnucn , gleichen und geheimen Wahlrecht » und
der Verhältniswahl .

III . VolkSvorschlagSrecht (BolkSlnItiative ) »ad Volksabstimmung
(BolkSrrserendum ) .

8 21 . Von 60000 stimmberechtigten Staatsbürgern kann
das BolksvorschlaySrecht ( Volk»initiative ) ausgeübt u »Z> dt«
Volksabstimmung <VolkSrefer « ndum ) verlangt werden .

8 22. Das PolkSvorfchlagSrecht umfaßt da » Begehrten nach
Erlassung , Abänderung oder Aufhebung eine » Gesetze», eiu .
schließlich der VerfassungSgesetze .

Das Verlangen kann nur tn der Form etneS ausgearbeiteten
Entwurfs gestellt werden und ist zu begründen . Es ist während
der Tagung de» Landtags bei diesem , sonst bei dem Staats -

Ministerium »einzureichen , welche» den Entwurf dem Landtag
vorzulegen hat .

Wird dem Verlangen vom Landtag nicht entsprochen , so ist
eS zur Volksabstimmung zu bringen . Diese ist entscheidend .

§ 23. Der Volksabstimmung unterliegen notwendig alle Ge»
setze , durch welche diese Verfassung abgeändert wird .

Alle anderen Gesetze, soweit sie nicht der VolkSabstimmunG
ausdrücklich entzogen sind , unterliegen der Volksabstimmung
dann , wenn es von dem Staatsministerium beschlossen oder
von der zur Volksiniiiative berechtigten Anzahl von St «« !»*
bürgern binnen drei Monaten nach der Annahme deS Gesetze«
im Landtag verlangt wird .

Ausgeschlossen von der Volksabstimmung sind :
Gesetze zur Erhaltung des öfjenUichen Friedens , der öffent -

lichen Gesundheit , Sicherheit und Ordnung , wenn sie v»l»
Landtag mit Zweidrittel -Mehrheit als dringend erklärt sind ;

da » Finanzgesetz ;
die Gesetze über Steuern und Abgaben , soweit bei diesen

nicht da » Staatsministerium di« Vornahme der VolkSabstirn .
mung beschließt .

8 24 . Die Abstimmung kann nur bejahend oder vernot »
nend sein .

Bei Verfassungsänderungen entscheidet die Zweidritt «!-
Mehrheit , sonst die einfache Mehrheit der Abstimmenden .

Das Nähere über das Verfahren (8§ 22 und 23 ) wird durch
Gesetz geregelt .

IV . Volksvertretung (Landtag ) .
A . Zusammensetzung der Volksvertretung .
8 25. Die Abgeordneten werden nach den Grundsätzen der

Verhältniswahl in mindestens vier Wahlkreisen gewählt . Jed «
Partei oder Wählergruppe erhält aus j« 10 000 der für ihren
Vorschlag abgegebenen Stimmen einen Abgeordneten . Die
hiernach in den Wahlkreisen unberücksichtigt gebliebenen Stirn ,
men sind durch da » ganze Land zusammenzuzählen und nach
dem vorhergehenden Satz zu bewerten . Jeder alsdann nach
verbleibende Rest von mehr als 7600 Stimmen erhält einen
weiteren Abgeordneten . Da » Nähere bestimmt das Landtags -
Wahlgesetz.

8 Sämtliche Abgeordnete werden in Zeiträumen von vier
Jahren gewählt . Di « vierjährige Landtagsperiode zerfällt in
vier Sitzungsperioden von je einjähriger Dauer . Der Land -
tag versammelt sich alljährlich .

§ 27. Die Eigeniebaft al » Abgeordneter endet vier Jahre
nach dem Tage der Wahl .

Die Mitgliedschaft im Landtag erlischt durch Verzicht oder
"durch Wegfall einer der für die Wählbarkeit maßgebenden
Voraussetzungen . Der Verzicht ist bei versammeltem Landtag
diesem, sonst dem Präsidenten des StaatsministeriumS zu er-
klären . Ein Wderruf des Verzichts stndet nicht statt .

Im Falle des Todes oder sonstigen Erlöschens des Mandat »
lhört die Mitgliedschaft des zum Ersatz in den Landtag Ein¬
getretenen in dem Zeitpunkt auf , in welchem der Ausgeschie -
dene ohne den Eintritt jener besonderen Tatsache die Mit -
gliedschaft im Landtag verloren hätte .

8 28 . Die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten wird
durch Gesetz geregelt .

B . Zuständigkeit der Volksvertretung .
8 23 . Der Landtag kann sich mit allen von ihm selbst z»

seiner Beratung für geeignet erachteten Gegenständen beschäs-
tigen . Er übt die Gesetzgebung und Vollziehung nach Maß -
gäbe dieser Verfassung au ».

Der gesetzlichen Regelung bedürfen allgemeine Anordnungen ,
welche die Freiheit der Person oder das Eigentum betreffe «
oder bestehende Gesetze ändern , erläutern , oder ausheben .

Alle Staatsverträge bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Ge-
setzessorm .

8 30 . Steuern , Gebühren und sonstige Abgaben könne « aut
auf Grund eines Gesetzes erhoben werden .

8 31 . Alle Einnahmen und Ausgaben des Staate ? müssen
für jedes Jahr veranschlagt und auf den Staatsvoranj .ylag
gebracht werden . Dieser wird in jeder Sitzungsperiode durch
das Finanzgesetz festgestellt . Es ist zulässig , ein Finanzgesetz
für zwei Sitzungsperioden zu erlassen .

ß 82 . Die einzelnen Einnahmen und Ausgaben werden in
der Regel für eine Boranschlagsperiode bewilligt , können jedoch
in besonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt
werden .

8 33 . Mit dem Entwurf deZ Finanzgesetzes werden außer
dem Staatsvoranschlag eine Ubersicht über die Verwendung
der StaatSgelder und die Ergebnisse der von der Oberrech -
nnngskammer vorgenommenen Prüfting der Rechnungen der
früheren Jahre vorgelegt .

Die Oberrechnungskammer bleibt in ihrer bisherigen Ver .
fassung aufrechterhalten .

8 34 . Anleihen können nur auf Grund eine ? Gesetze» auf .
genommen werden . Ausgenommen sind die Geldaufnahmen
der Amortisationskasse und der Eisenbathnschuldeutilguiigskasse ,
zu denen sie vermöge ihrer Verfassungen ermächtigt sind.

Für Fäl . e eines außerordentlichen , unvorhergesehenen drin «
genden Staatsbedürfnisses ist die Zustimmung des Landstäu -
dischen Ausschusses (8 47) hinreichend , eine Anleihe bis zu fünf .
Millionen Mark auszunehmen . Die gepflogenen Verhandln »! ,
gen werden dem nächsten Landtag vorgelegt .

8 35 . Die Domänen sind ausschließlich Eigentum des badi ,
schen Staates .

Es darf keine Domäne ohne Zustimmung de » Landtag » ver -
äußert werden . Ausgenommen sind Veräußerungen zum Ztoecke
der Beendigng eine » über Eigentum » , oder Dienstbarkeitsver «
Hältnisse anhängige » Rechtsstreits , sowie diejenigen Veräußk -
rungen , die aus staatswirtschastlichen Rücksichten zur Förde
rung der Landeskultur oder zur Aufhebung einer nachteiligen
eigenen Verwaltung geschahen , eiirschließlich deS Verlaus »
entbehrlicher Gebäude . Der Erlös muß zu neuen Erwerbun
gen verwendet oder der Amortisationskasfe zur Verzinsun
»lbergeben werden .

8 3L . Die alten , auch nicht ständigen Steuern und AbgaHer
dürfen nach Ablauf der Bewilligungszeit noch L Monate fort
erhoben werden , wenn der Landtag aufgelöst wird , ehe ei»
neues Finanzgesetz zustande gekommen ist.

8 37. Beschwerden einzelner Staatsbürger über Krnnkuni
in ihren verfassungsmäßigen Rechten können von dem Landtag
nicht anders als schriftlich und nur dam , angenommen wev



8en , wenn bot Beschwerdeführer nachiveist , dah er sich , vergeblich
an 'die zuständigen Landesstellen und zuletzt an da » Staats ,
ministerinm uni Abhilfe gewendet hat

K 88. D -er Landtag Hot dos Recht , die zuständigen Behörden
anmltteiiZar um die Vornahme von Beweiserhebungen , die
er für erforderlich hält , zu ersuchen oder solche selbst vorzuneh¬
men . Die Vorschriften der Reichsstrafproze ^ orj »nung finden
einsprechende Anwendung . Bei Vornahme eines Augenscheins
in staatlichen Betrieben und Anstalten ist die Regierung zuvor
g>. i verständigen .

Der Ücm'
Mag hat das Rech? und ai .f Verlangen von einem

Fünftel seiner Mitglieder die Pflicht , AnSschMe zur Unter ,
suchung von Tatsachen einzusetzen , wenn die Gesetzlichkeit i^>ec
Lauterkeit von Regierungshandlungen angezweifelt wird . Diese
Ausschüsse erheben in öffentlicher Verhandlung die Beweise ,
die sie oder die Antragsteller für erforderlich erachten . Alle Ge-
rechte und Verwaltungsbehörden sind verpflichtet , dem Ersuchen
vits 'r Ausschüsse um Beweiserhebung Folge zu leisten . Alle
Kehördlichc» Alte « sind diesen Ausschüssen auf Verlangen vor«
zulege «.

Jedem Mitglied des Landtag ? ist die freie Einsicht in die
gesamte Staatsverwaltung nach Maßgabe der Geschäftsordnung
ieä La 'ddtags zugesichert.

C . Rechte der Volksvertretung .
ß M . Der Landtag tritt kraft eigenen Rechts am zehnten

Tage na <b dem Wahltage zusammen .
Er prüft die Vollmacht seiner Mitglieder und entscheidet

darüber . Er regelt seinen Geschiifisgang und seine Disziplin
durch eine GeschäjtsorÄnung und erwählt seinen Präsidenten ,
seine Vizepräsidenten und Schciftfüh -.er für die Dauer der
Eil .unK? Periode .

9?i>rf> jeder Neuwaksl beruft sodann der Landtag gemätz K 62
die Mitglieder des StaatöministeriumS .

^ 40. Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volles
und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden . Sie können
ihre 9®. eclrt nicht anders als in Person ausüben .

Z -II . Niemand , insbesondere kein Beamter . Angestellter
sder Arbeiter , darf a« der Übernahme und Ausübung des
Landtags Mandats gehindert und deshalb entlasten , noch darf
ihm Hierwegen gekündigt werden . Urlaub ist nicht erforderlich .

Zur Vorbereitung der Wahl ist angemessener Urlaub zu
erteilen .

§ 42 . Kein Mitglied des Landtags darf zu irgend einer Zrii
«Eigen seiner Wsliminung oder wegen der in Ausübung seines
Beruf ? getanen Äußerungen gerichtlich oder disziplinarisch ver .
folvtt oder sonst außerhalb der Versammlung zur Veranttvoc -
tujip gezogen werden , innerhalb des Landtags aber lediglich
nadi SWaßgabt der Ge .chäftSordnng.

Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öf-
srntliche » Sitzungen deS Landtags bleiben von jeder Verant¬
wortlichkeit frei .

^ 4L Kein LaiidtagSmitglied kann während der Tagung
vhnr ausdrückliche Erlaubnis deS Landtags verhastet werden ,
de - Ful ! der Ergreifung auf frischer Tal bei de^aiigenen Ver .
breche » im Sinne des Reichsstrafgefetzb ^ chs ausszenoinnieu .

Aut Verlangen !̂ s Landtags wird jedes Strafverfahren
gegen ein Mitglied und jede Straf . , UntersuchungS . oder Zivil ,
husi für die Dauer der Tagung aufgehoben .

K 44 Die Mitglieder des Laridtag « sind berechtigt ,
über Personen . Sie ihnen in ihrer Ergeirj .bast als & -ijco £>>
neten , oder denen sie in Ausübung ihres Äbgeordneteuberuss
Tatsachen anvertraut haben , sowie über die Tatsachen selbst
&ti Zeugnis zu vertoeigern . Auch bezüglich der Bej -̂ lagnaha -e
stehen sie den Personen gleich, die ein gesetzliches Zeugnisver .
ivetgerungSrecht traben .

Eine Durchsuchung der Räume des Landtags . sowie der Wrch -
ung und anderer Räume eines 2andtagS » itgli «tB zum Zweck
der Besulagiiah » te von .Gegenständen , die einem Mitglied des
Landtags in Ausübung des AbgeordnetenberufS anvertraut
find . ist unzulässig .

Z 45. Der Landtag vertagt sich nach eigenen , Beschluß und
Sefttmml w « Zeit {eine * Wederzuso -ninentrtilS . 2c itiU schon
varher twcdet zusammen , wenn der Präsident oder dc>̂ > Staats ,
rninisterium ihn berufen . Die Berufung durch den Präsidenten
und der Zusammentritt des Landtags muß binnen 14 Dogen
«rsolgen , rctitn eS von einem Drittel der Abgeordneten vcr .
langt wird .

Die Berufung durch da? StaalSnrinisterium und der Zn >
sanimentritt des Landtags nmtz binnen einem Menrat erfolgen ,
kenn es von 80 000 stimulberechligten Staatsbürgern verlangt
wild .

ß 4N . D? r Landtag ist vor Ablauf der LandtagSperiod « durch
das Staatsminisicriuni alsbald auszulösen , wenn es van 80 000
fhmmberechtiglcu Staatsbürgern verlangt wird lind bei de?
binnen einem Monat vorzunehmenden ^ olksabsiimmung die
Mehrheit der slr.nuiberechligten Staatsbürger diesem Ver -
langen beigetreten ist.

Düs Staatsministeriu » hat gleichzeitig mit der Auflösung
die Neuwahlen anzuberaumen , welche längstens binnen eines «
Monat nach der Auflösung stattfinden müssen .

Ist der Laitdtag während der Eitzungsperiode aufgelöst war -
den , ehe über das Finanzzefetz Beschluß gefaßt war .̂ so wird
für den neuberuseuen Landtag die Dauer der ersten Sitzui »gö .
Periode und der Mitgliedschaft so berechnet , wie wenn die Wahl
bei Beginn derjenigen Sitzungsperiode , in welcher der letzte
Landtag aufgelöst wurde , statt -̂ efunden hätte .

Ist die Auslosung nach der Beschlußfassung über daS Finanz ,
gesetz erfolgt , so wird der Nest der noch nicht abgelaufenen Sit .
zungöperiode der vierjährigen LanÖtagsperiode des neuen
Snnfcfrtas ziiaefchianen .

. .. ■■' . , ,S,T ■ . > < : \ - « vrf. . *>■.' .0 w»,, . » , . . -.- v. -~u ~ - r ~
f .it 'ntcn und neun anderen Mitgliedern des Landtags . Seine
Wirksamkeit ist aus die ihm durch die Verfassung , durch andeee
Gesetze oder durch besondere Beschlüsse des Landtags überwie .
fenen Gegenstände beschränkt .

Dieser Ausschuß wird vor dem Schluß feder Tagung vorn
Landtag nnch dt'n Grundsätzen der VerlnÜtniSwahl gewählt .
Jede Auflösung de» Landtags ziecht auch die Auflösung des
Ausschusses nach sich
O . Form der Beratungen und Abstimmungen .

§ 48. Der Landtag beschließt , wo nicht ausdrücklich Aus .
sab nien festgesetzt sind, nach der einfachen Stimmenmehrheit .
Bei St >nunengleichheit gibl die Stimme des Präsidenten den
Ausschlag

Zur Gültigkeit der Beschlußfassung ist die Anwesenheit der
Mehrheit der Abgeoi^ neten erforderlich ; jedoch sind alle Be »
Schlüsse gültig , welche gefaßt sind , ohne daß die Beschlußuir .
fähigkeit vor der Abstimmung festgestellt wurde .

Zur gültigen Beschlußfassung über Gesetze , durch welche die
Verfassung oder ein Gesetz , daS Nni für VerfassungSänderun .
gen Eilenden Vorschriften unterstellt ist, ergänzt , erläutert oder
abgeändert wird , ist die Zustimmung von mindestens zwei Drit¬
teln bei An5llese»heit von drei Vierteln der Mitglieder deS
LondtailS erforderlich .

8 4v . Tie Annahme eines Gesetzentwurfs , sowie die Mleh .
nung einer Regierungsvorlage kann sowohl nach Vockeratunge .« T '̂ Sschuß, als auch ohrie solche erfolgen , in beiden
gälten über mir auf Grund einer zweimaligen , durch eine
Zwischenzeit von mindestens einer , bei Verfassungöäuderun .
xr » bcu mindestens zwei Wochen getrennte « Beratung und

Abstimmung . Von diesen Fristen kann durch Beschluß deS
Landtag ? abgesehen werde « , wen » nicht mehr als 15 Abgeovd.
nete widersprechen.

§ 50. Die Ministe ? und die sonstigen Regie ^ ungSvertreter
haben jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sitzung d>?
Landtags Zutritt und müssen bei allen Beratungen gehört
werden , wenn sie eS verlangen .

Keine wesentliche Änderung einer Remerungsvorlag ? soll
beschlossen werden , ohne daß sie mit den Vertretern der Regie »
einig in einem Ausschuß erörtert worden ist .

Auf Verlangen des Landtags nnd der Ausschüsse müssen
die Minister und sonstigen Regierungsvertreter zu den Titzun »
gen erscheinen , um Auskunft zu erteilen .

8 M . Die Verhandlungen des L<indtaaS sind öffentlich . Sie
werden geheim auf das Begehren der Vertreter der Regierung
bei Eröffnungen , für welche sie die Geheimhaltung für nötig
erachten : ebenso auf das Begehren von drei Abgeordneten ,
wenn nach dem Abtreten der Zuhörer ein Viertel der Anwesen -
den für die geheime Beratung stimmt .
V. StaatSminifterium , Zusammensetzung , BerufuNft und Ab.

berufung , Zuständigkeit und Brrankwortlichkeit .
8 52 . Das Slairlsministerium besteht aus den Ministern ,deren Zahl und Geschäftskrois durch besetz geregelt wird . Die

Minister werden aus den zum Landtag wählbaren Staats -
bürgern unter Bezeichnung der von ihnen zu verwaltenden Mi -
nisterien vom Landtag in öffentlicher Sitzung gewählt . Aus
den Ministern ernennt der Landtag alljährlich den Präsiden -
ten , der d -e Amtsbezeichnung . Staatspräsident " führt , and
feinen Stellvertreter .

Dem StaatSministerium können nach Bedarf Mitglieder ohne
eigenen Ges6»äft »kreis (Slaalsrätel mit Sih und Stimme vom
Landtag beigeordnet werden . Sie « «rven wie die Minister
gewui ,Vj c »i »zahl darf oie Zahl c-er Minister ni .i« udersteigen.

§ 53 . Der Landtag kann jederzeit durch einen Ẑ esck ' iuß ,dem die Mehrheit sämtlicher Abgeordneten zustimmt , die Mit -
glied «» .<e . :i' io > »II » Ileiiuin » over ein ^etne deile i en >i ^ !» /lisen

Sind alle Minister abberufen worden oder zurückgetreten , so
haben sie bis zur Bildung eines neuen Ministeriums die Ge -
schäfte weiterzuführen .

!; r>4 . Das Äml eines Ministers ist unvereinbar mit einer
anderen festbefoldeten Stelle oder der Ausübung eines beson -
deren Berufes oder Gewerbes . Die Minister erhalten den im
Staatsvoranschlag bestimmten Gehalt . Sie haben weder An -
svruch auf Ruhegehalt noch auf Hinterbliebenen Versorgung,
soweit nicht im Einzelfall etwas anderes durch Gesetz bestimmt
ist. Soweit sie vor ihrer Berufung zum Minister in ihrer Stel .
hing einen solchen Anspruch gegen den Stau Hatten , bleib «
ihnen dieser gewahrt , und es wird ihre Amtszeit im Staats -
Ministerium in dieser Beziehung ihrer frühereu Dienstzeit hin -
zugerechnet .

Auf die Staatsräte finden diese Bestimmungen keine. Anwen »
diii-lg . Sie erhallen inr ihre Tätigkeit die Tagegelder eines
Ab<ie« rdneten und Ersatz der Reisekosten .

8 55. Die Miluaeder des Staatsiiunisteriu » 'beraten und
entscheiden in kollegialer Form mit einfacher Mehr ' , it . Bei
Stimmengleichheit gibt der Staatspräsident den Äu - schlag . Er
leitet die Verhandlungen und vertritt das StaatSministerium
nach außen .

Die Beschlüsse find in der Urschrift von den zustimmenden
Mitgliedern zu unterzeichnen .

8 58. Dem Staattminrsterimm lieht im Rahmen der Ber .
f» fs« r!g die Vertretung des Staates sowie die Bollziehung und
Verwaltung id:e Regierung ) zu , insbesondere auch die Aucfer -
tigung und Berkündnng der Gesetze und die kberwachung ihrer
Ausführung .

Das S ' «« k« rrnnisterium erläßt , solange der Landtag nicht
versarnmelt ist, auch solche , ihrer Natur nach zur Beschlußfas -
fang deS Landtags gehörige , aber durch das StaatSwohI drin-
geud gebotene Verordnungen , deren Zweck durch jede Verzöge -
rung vereitelt würde , einschließlich der vorübergehenden Auf -
Hebung verfassungsmäßiger Rechte (Rotgesetze ) . Diese find
aber dein Landtag bei seinem nächsten Zusam -nentritt zur Ge -
nehmigiing sofort vorzulegen ; ihr ? Geltung eriilcht ,
Genehmigung vom Landtag verjagt aurd. oder ein Brsa >l« s
dieSLt -nb . a» « b- s zum « chluii ver Taiiung nicv» zun « »de > rat .

§ 57 . Die Gesetze und Verordnungen sowie di? Auardrr . ' n .
gen und Verfügungen deS Staatsministeriums ergehen ini Ka¬
men deS badischen Volkes .

Die Verkündung der Gesetze und Verordnungen erfolgt in
dem Gesetzes - und Verordnungsblatt . Äliderul gen der Ver -
fafsiing und die der Volksabstimmung unterliegenden sonsngen
Gesetze dürfen erst nach Annahme in der Lolk^abstim -nungoder nach Ablauf von drei Monate « ( § 23 Abs. 2 ) verkündet
werden .

Sofern in dem verkündeten Gesetz oder der Verordnung
nicht ein anderer Anfangstermin der verbindlichen Kraft be -
stimmt ist , beginnt dieselbe mit dem vierzehnten Tage nach'.''. blauf desjenigen TageS , an . welchem das betreffende Stück
des Gesetzes - und Verordnungsblatte « ausgegeben we,rden ist.

ß 58 . Dem StaatSministerium ste^t die Anstellung der
Beamten zu . Durch Gesetz können die einzelnen Ministerien
oder andere ihnen unterstellte Behörden zur Anstellung von
Beainten ermächtigt werden .

Z 50. Die Mitglieder des 'StaaisininisteriumS vnd sämtlicheBeainte sind für die genaue Befolgung der Verfassung verant¬
wortlich und haftbar .

VI . B»u der Anklage gegen die Mitglieder deS
StaatSoiwtsteriumS .

§ 60 . Der Landtag hat das Utecht, die Mitglieder des
StaatsminifteriumS wegen einer durch Handlungen oder Un¬
terlassungen wissentlich^

oder^au » grober Fahrlässigkeit degange -

maxiger Rechte oder schioeren <Äesc?hrvung der Sicherheit oder
Wohlfahrt deS Staates förmlich anzuklagen .

Ein solcher Beschluß erfordert die für Bersafsungsänderun -
gen vorgeschriebene Stimmenzalil . Die Zuriicknahme desselbenkann mir einfacher Stimmenmihrheit geschehen.

Die Anklage wird durch die AnitSniederlegunz oder Abbe -
rufung , mag sie box oder «ach erhobener Anllage erfolge «, nicht
berührt .

Im Falle der Verurteilung ist festzustellen , daß dem Ange -
klagten eine Verletzung der Verfassung nöer an . rkannt verlas ,
fiingsmäßigcr Rechte oder eine schwere Gefährdung der Sicher -
hei : oder Wohlfahrt deS Staates zur Last fällt , und auf Eni -
lassung de « Angeklagten au « seinem Amte zu erkennen , soferner nicht schon vorher ausgeschieden war.

§ 61 . Über die Anklage entscheidet ein StaaiSgerichtShos ,der gebildet wird aus dem Präsidenten des Landtags oder
seinem Stellvertreter und 20 weiteren Mitglieder « des Land .
tag3 sowie aus 10 richterlichen Beamten .

Die 20 Mitglieder des Landtags werden van diesem gewählt .
Diejenigen LandtagSabgeordiieteii , welche zur Vertrewng der
Anklage vor dem StaatSgerichtShof bestellt » erde «, sind vom
Richteramt ausgeschlossen .

Als richterliche Mitglieder wirken mit die Präsidenten deS
OberlandeSgerichtS und des Verwaltungsgerichtshofs , im Falle
ihrer Verhinderung ihre Stellvertreter , und acht weitere Sich ,
ter , die aus den Mitgliedern der Kollegialger ?chte , ausgelost
werde » ! sie dürfen nicht zugleich Mitglieder ia ? Landtags sein.Dem Angeklagten und de« Vertreter « öer Änllage sieh» ein
Ablehiiiingsrecht zu .

Vorsitzender deS StaatSgerichtShofS ist der Präsident deS
Landtags oder fem Stellvertreter .

Das Nähere über die Bildung deS StaaSgerichtSbofS sowiedas Verfahren vor deinfelben wird durch Gesetz geordnet .
8 K2 Die Anklage wird durch die Vertagung oder AuslösungdeS Landtags oder den Ablauf der LandlagSperiode nicht be»

rührt ; der Landlag gilt » B Ziehung auf diesen Gegenstand
Nickt als vertagt ober aufgelöst

8 63 Hat zur Zeit des AustnumentrittS eines neu gewähl »
ten Landtags der StaatSgerichtShof das Urteil noch nicht ge-
fällt , so wird er neu gebildet , und der Landtag wählt ausSneue die Vertreter der Anklage .

Erfolgt hierauf eine Auflösung , s» bleiben die Vertreter der
Anklage und der Slaatsgeric ?.:sh »?f in dem früheren Bestand .

8 <J4 . Das Recht «der Anklage erlisch - nach Ablauf von dre »
fahren von dem Zeitpunkt an , wo die perlenen *r Handln «Aim Landtag zur Sprache gebracht worden -st and jeZenfulls
nach Ablauf von fünf Jahren seit der Begelinng

VlI . Schluß - und llbergangvbesitmmniuiei »
§ 65 . Der zur Zeit des Inkrafttreten « der Venasinng be.

stehende , auf Gesetz oder Verordnung beruhende Zustand da »
ert , soweit er nicht mit dieser Verfassung in Widerspruch (jebt ,fort , bis auf gesetzlichem Wege eine Reuregelung getroffen
fein wird .
^ S 66 Neue S ' ammguter dürfen nicht erricb »et werden Dai >
Sonderrecht der bestehenden Familien - und Siammaüier , mit
Einschluß der Fideikommiß des vormaligen Großherjcxzlichen
Hauses und des L>ausvermögenS der standeSherrlichei Fami -
!ien , ist anfnehoben . Das Nähere wird durch Aefev aeregelt .? >S zur Erlassung dieses Gesetzes ist zur Veräußerung von
solchen Gütern oder von Teilen derselben Genehmigung de».
Staatsministeriums erforderlich .

8 k>7 Die z ûrzeii bestehenden nichtstaatlichen Lebranstaltei »
für Volksschulunterricht sind spätestens bis Ostern 1925 aufzu -
!ö! er of- ^ sie nichi .ln Genieindecmstalten umaewank ' eli werden

8 68 . Der Abi . 2 des Artikel ? t des Oberrechnungskam «
mergesetzeS von , 25 . August 1876 wird aufgehoben

K 69. Diese Verfassung unterliegt der Volksabstimmung

Gesetz M
betreffend dl? Volksiibstimmuna über die Verfassung v »m21. März 1319 und über die Fortdauer der National -

Versammlung .
TaS dadtlche Volk bat frurrti die tierfeffuniiue &eTrtit 3}ottonafs«tfantnt-

lunfl am 2b . MSrz 101 » kolgende « Gctes n :
S I . T ip in § 68 der Ser 'nf'un« poot 21. Mär, iüifl vorzescdrleben «ViJlfSaBfffmc' i ' ng fltcr dt» ■perfnUung finbet am Zi>nn,aa den !Z. astfi' P19 in »fr Zell von tormitina « Ii Nbr M4 i «rnM « l! I>r statt .5 2 Tl? mii 5. Januar IliiS ameti ' te Ucrfaffanfigeftenlie Kuttonal»l«>r>i,mmliing eilt « (< PanStCfi Eirn « dc» IV !>er Sie»tafton« M# «um IB . Oktober 1«21
Tic etile eikanpÄpcttnfce enk ê» am 15. r ' rcftet ! » I9 .§ S. ®ftt der M» iimin >inei Uber bte Beriaifen« ( § 1) tft Me RbMmmuna ü&cr Me Aorlvauer der 9ialtonaUiei{oji!»iIune ( § 2 Abs. 1) inoccötituen .
? * Das Minisierium d?S ? tn, ? rn Hai die Vertaiiung w :S >-ia »Sa7?ieiaer rffem i t-ii 6e,' amt !8uma .tcn -ind Abdruck « dal -oi , allei ,«ff .' TiN'. tf.en Persllndiaunzsbl -Uicrn bei -nge !)« ! , sowie oen Äs « >Ui « e :.nit ' -ÜlBB in orlsvblitber Weis » <iu »uordn ?n .
S ki TitmmbereSti -,1 dei der « oIISai »<itmiining isi jeder Badoner cfmtUri .Tldnei des (SefdjfetiitS . der am Ii . Äpril ISIS d«» 20. Leden«l>lhl»olienoel und im Lande seinen WohnN » bat .
AllSge!-l iutlen »kl. wer enusilndi« ! ,?i oder » liier vorliwliger ijoi .-n- ndwiot! st-hl oder iiifeige rechtskräftigen vrtetls der bürgerlichenikbrenrochle ermangelt.
8 e>. «her die Terlagung und die Fortdauer der NlltionaworwmA

Inng wird getreu« ! « dxeMmint .
Die Rbllimmun« !an « nur deiahend oder denieinend lew : ge erfolgldurch Stbuaüe eine « St ;m*i<ictte !3 na » dem »nliegeiiden MsUer. ImFalle der Verneinung einer der gestellieu grasen ist dss vorgedruckte

»La " tu durchstreichen und durch . Nein ' m erteecn.Tie Stimmzettel dlrsen mit leinem Remraeteden oder Iusay »«riehenkein. Sie werden durch das Ministerium de « kirnen , mtSgeeeScn
8 7. Die Listen der Eiimniberechli , len lind o»ui Gemeinde »<S >«dt- ) ratsobald noch Madst .ibe der sz ZI Ul>d zz des ? - >?!!-»sz»u«h >«slese» vom24 . Auauft 1004 ( Sei . , und S}erordrrar «4blHit S . 3 (71 unier

■ r - iiier ' i' ien für . t? .' cd ; t»vin 5 . i9iy Mr dsdii ^ en t>et »
kaNuiigüebensen ?!aii -nalrerkemmIunA in einfucdei ftenisun « au ! «usle <'
ten sowie vom 7 . di £ II . AAril ) Ö19 zu iedermands ^ inftchi in der
<! -' meinde auijui -' gen . Am ll . AKi-li IVIS . , l,end » « Nhr , » erden die
Kisten abukschlosleii. Weiler « Tinlragungen lind a !»d»nn nichi m «h»
«ui -iMa .

Eine venachrichliiiung der Etimmdere<iii ? ien findet nicht stall.
8 8. s?ür die Bildung der « MtiKuranaidcjirle ist § 30 Ätis. 2—4

des BnnMOBstrafilgefeeeä vom 24 . Wiianfl 1904 , fiir die PinfeBsn« »etSestimmui>«« kommissione» und die Besiimmun « der v ?>stim,!,ung ',rt!um«lonii« die Erlaflung der hierauf be»iiaii-den Belanniiuachû iten lind di«
z« bis 4i , für die Abstimmun «sb « i>dlu >>A di« ZK 45 Alis . 2 , 44, 4S

Abf . 2 , 46 bis SO, 52 bis 68 und 81 ieue * iiicleseS «« isprechend an «
Uiiscndcn .

g 9. Über die Abstimmung tft in jedem slbfttmmun» ? 5ezirk eiz« 3?ie«
derfchrifi nach dem vom Zilinisterlnm des Inner « auSiiusedende » Vlug«»
anfiiunehmen . in weicher /,* beurkunden tft ?

1. Die Solii der Eiimnibsrechkiglen des ilt>l!i« munzs»e^ ir?s ,
Z. die Aobl der absegevenen klimmen.
3 . wieviele Eliinmen iede der im eliminseltel «eslelten Kragen »»lait «4. wieviele sie verneint baden .
8 10 . Die Bezirlsiimter haben das R^ ' iimmuNAsergebns » » Ltffer

t diS 4) für de » N »itsl>e»ir ? iti ' nmtprr.j -ltlencn und an beurkunden , di«
Zusammenstellung dem Minifterium des Innern «u Sberfenden and Sie
Niederschriften und ® ltimr.settel Sit leiner Sierfiisunfl bereitjuSaltcti.

DaS Ministerium bei Innern wird auf dieser Srundlage da« Srgeb-
nis der Abstimmung ermitteln.

A ll . Die Verlassun -? ist aii «en »mmen , wenn die Mehrheit der IIS«
stimmenden die Frage nach der Wenehmigur.« der Verfassung mit , 3a "
beantwortet hat .

Ruf die Frage der yertdav »r der NaNonaiversMimlnng uIJ Ca«d«
tag findet tiefe ?>orf <* rif! enlspretfiende « nwendung.

§ 12 . Da» Ministerium deS Innern tat das ilbstimmungiergebnlt

8 i .i . $ ie iftflltH lue u -r onirimiU )-' » :oeiiii»l«tttuifmiiitirn t9 * f uns
f!tt die Vordrucke >» den UtederMirtUea ' 8 °) werden von der Staats -'«-ff«, all« übrigen ftvften des A bst immunos»erfabrens von den Teuiei»-
den und den abgefonder'.^n Gemarkungen getragen.

8 14. DaS Ministerium des Innern -rlibl di« erforderlichen Doli«
p>gSvorIchlisten .

f IS. Larslehend«» Gesetz tritt sosert w ßtaf .

STnfcsse PK
Muster eines Stimmzettels « ich $ 8 des Gesetzes

in verkleinertem iWaftfttrf».

L

Wird die Verfassung genehmigt ?

Ja
Hi-r perforier «»

ll .

Soll die Nationalversammlung
al » Landtag weitergelten ?

I -

Druck der ® . Braunschen Hofbuchdruckerei te Karlsruh «.
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